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In Sachen Bildungsreform ist endlich Be-
wegung in die Reihen der ÖVP gekommen.
Plötzlich ist die von Bildungsministerien Clau-
dia Schmied schon lange geforderte Ganz-
tagsschule keine „Zwangstagsschule“ mehr.
Diese radikale Kursänderung der ÖVP wird
die Bildungsministerin nutzen und die drin-
gend notwendige Bildungsreform mit Nach-
druck und Elan vorantreiben, um unseren Kin-
dern künftig die bestmögliche Schulbildung
zu ermöglichen. Der Grundsatz der SPÖ, dass
Bildung nicht vom Geldbörsel der Eltern ab-
hängig sein darf, gilt heute noch ebenso wie
in den Anfängen der Sozialdemokratie. Da-
her erteilt die SPÖ der ÖVP-Forderung, wo-
nach die Nachmittagsbetreuung mit einem
Kostenbeitrag der Eltern verbunden sein soll,
eine klare Absage. Gleiche Bildungschancen
für alle Kinder war auch eines der Hauptthe-
men des SPÖ-Parteipräsidiums. Neben dem
Kampf für Arbeitsplätze und Maßnahmen für
ein besseres Zusammenleben der verschie-
denen Kulturen in Österreich präsentierte
Bundeskanzler Werner Faymann die Initiative
„Österreich 2020“ – eine breite inhaltliche In-
itiative, die Zukunftsperspektiven für Öster-
reich entwickeln soll.
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B rauchen Wiener Selbstständige
derzeit schnell mal Informationen

rund um ihren Betrieb, so müssen sie in

die Wirtschaftskammer Wien „pilgern“,
Termine vereinbaren, warten, wieder-
kommen. Das kann dauern. Fritz Strobl
Präsident des Sozialdemokratischen
Wirtschaftsverbands Wien (SWV): „Die
Struktur der Wiener Wirtschaft hat sich
in den letzten Jahren sehr stark verän-
dert. Bereits 54 Prozent sind Einzel-
kämpfer. Sie müssen vor Ort in ihrem
Betrieb sein und können nicht einfach
in die Wirtschaftskammer fahren, um
sich beraten zu lassen. Der SWV ist in
ganz Wien unterwegs und informiert die
Selbstständigen vor Ort  und zeigt auf,
wie das zukünftige Unternehmens-Ser-
vice der Wirtschaftskammer Wien aus-
sehen könnte.“

T H E M E N  D E R  W O C H E

Sozialminister
Rudolf 
Hundstorfer
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Service auf vier Rädern für Wiener
Unternehmer

Kindergeld – Familienausschuss
stimmte Entwurf zu

Die  neuen, zusätzlichen Kindergeldvari-
anten haben die erste parlamentarische
Hürde genommen – ein weiterer Schritt
dazu, den Lebenswelten von Eltern noch
mehr entgegen zu kommen. SPÖ und Ko-
alitionspartner ÖVP stimmten dem Geset-
zesentwurf zum neuen Kindergeld im Fa-
milienausschuss zu. Für Frauenministerin
Gabriele Heinisch-Hosek ist vor allem die
einkommensabhängige Variante ein gro-
ßer Erfolg und ein Schritt in Richtung
Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern.

Zitat der Woche

„Wir brauchen eine Schule 
die kleinere Gruppen und 

fächerübergreifenden Unterricht
kennt. Eine Schule die 

ganz tägig ist, eine Schule ohne
Angst. Dafür kämpft die 

Sozialdemokratie.“
Bundeskanzler Werner Faymann 

in einem Pressestatement nach dem
SPÖ-Parteipräsidium.

◆

◆
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Swoboda empfing Vertreter 
des Österreichischen 
Gemeindebundes  

Zu intensiven Gesprächen trafen sich Ver-
treter des Österreichischen Gemeinde -
bundes mit österreichischen EU-Par -
lamentarierInnen in Brüssel. Am Rande 
des Besuches wurden sie von Hannes 
Swo boda empfangen. 

Rückgang der Kurzarbeit

Nach dem Anstieg der Kurzarbeit in der
Krise, mit dem Höchststand von 56.860
ArbeitnehmerInnen in Kurzarbeit vom
letzten Juni, ist die Zahl auf unter 40.000
gesunken. Die aktuellen Zahlen des
AMS sind erfreulich und zeigen, dass
durch die verbesserte Auftragslage die
Zahl der KurzarbeiterInnen auf dem
Rückgang ist. Im Oktober waren 38.937
Menschen in Kurzarbeit.

◆

◆

Meinungsforum:

Hilft die Ganztagsschule, 
erwerbstätige Eltern zu 
entlasten?

Der Ausbau ganztägiger Schulan -
gebote, der für Bildungsministerin
Claudia Schmied im Fokus ihrer Arbeit
steht, findet nun auch Wohlwollen bei
der ÖVP. 
Diskutieren Sie auf
www.mitreden.spoe.at mit, ob 
die Ganztagsschule eine geeignete 
Möglichkeit ist um erwerbstätige 
Eltern zu entlasten?
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Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband
startete eine neue Serviceinitiative für 
Unternehmen.
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S T A N D P U N K T

S eit Bruno Kreisky die größte Bil-
dungsreform der Nachkriegszeit
durchsetzte, sind seine Reformen

Systembeharrern ein Dorn im Auge. Die
Möglichkeit des freien Bildungszugangs ist
nach wie vor ein hohes Gut, das es zu ver-
teidigen gilt. Umso mehr, da die Vorstöße der
ÖVP für Studiengebühren und für kosten-
pflichtige Nachmittagsbetreuung immer ve-
hementer werden. Die Sozialdemokratie ist
und bleibt der Garant dafür, dass unser Bil-
dungssystem nicht zu einem System für Eli-
ten umgewandelt wird.

Investitionen in die Bildung sind die be-
sten Investitionen für die Menschen, aber
auch für unseren Wirtschaftsstandort. Noch
heute ist es allerdings erwiesen, dass Kinder
aus wohlhabenden Familien es nach wie vor
leichter haben, selber in den Genuss von um-
fassender Bildung zu kommen. Die Ausein-
andersetzung zwischen Systembewahrern
und Fortschrittlichen ist wahrscheinlich nir-
gendwo so groß wie im Bildungsbereich. 

Nur das Beste für sein Kind zu wollen ist
eine Eigenschaft, die allen Eltern gemein ist
- nur das Beste für Wohlhabende hingegen

ist sichtlich der fromme Wunsch manch rük-
kschrittlicher Stimmen aus der ÖVP. Wenn
Bildung kein für alle leistbares Gut ist, so hat
das Konsequenzen. Wohnungskosten, Le-
benskosten sowie Kosten für den Studien-
bedarf zwingen tausende Studierende zu ei-
nem Job neben dem Studium, was sich lo-
gischerweise auch wieder auf die Dauer des
Gesamtstudiums auswirkt. Es kann nur als
blanker Hohn bezeichnet werden, wenn nun
Wissenschaftsminister Hahn wieder Studien-
gebühren wieder einführen will.

Ebenso unverständlich ist der Ruf, zu-
sätzliche Kosten für die Nachmittagsbetreu-
ung von Schülerinnen und Schülern einhe-
ben zu wollen. Kinder aus gut situierten Fa-
milien haben es in unserem Schulsystem
nach wie vor leichter. Das fängt bei den Ko-
sten für Nachhilfe an und hört beim unter-

schiedlichen Zugang zum kulturellen Ange-
bot auf. Zusätzliche finanzielle Hürden in die
so wichtige Nachmittagsbetreuung einzu-
bauen ist ungerecht. 

Das alles läuft immer nach demselben
System ab: bessere Schulen und bessere
Ausbildung für Kinder aus vermögenden
Familien. Ein Bildungssystem darf nicht
neue Hürden zum Vorsatz haben, es soll
Begeisterung für das Lernen wecken. Wir
brauchen Schulen, die dem Wissenshunger
der Kinder gerecht werden, die soziale
Kompetenz vermitteln, die auf die Bedürf-
nisse der Kinder eingehen, die ohne Angst
funktionieren und Stärken fördern. Wir
brauchen Unis, die die Studierenden wie
Konsumenten behandeln, die sie darin be-
stärken, mehr zu erfahren und mehr zu for-
schen. Wir halten fest: Gleichheit in der Bil-
dung heißt auch Gleichheit im späteren Le-
bensverlauf. Nachmittagsbetreuung für un-
sere Kinder ist pädagogisch wertvoll und
dient dazu, dass jeder die gleichen Chan-
cen hat - unabhängig von der Brieftasche
der Eltern. Für ein gerechtes Bildungssy-
stem lohnt es sich zu kämpfen.

Ein kostenloses Bildungssystem bedeutet Chancengleichheit.  Wir brauchen ein ge-
rechtes Bildungssystem statt weitere soziale Selektion.

Muss Bildung 
kostenlos sein?

Von Laura Rudas
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„Die Sozialdemokratie ist 
und bleibt der Garant dafür,
dass unser Bildungssystem

nicht zu einem System für Eliten
umgewandelt wird.“



ARBEITSTREFFEN

Der Kampf für Arbeitsplätze, Integration und Bildung, die Hacklerregelung und die
Studiengebühren waren Thema des SPÖ-Parteipräsidiums.

SPÖ-Präsidium 
Weichenstellung für die Zukunft

I N N E N P O L I T I K
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A nlässlich  des SPÖ-Parteipräsidi-
ums präsentierte Bundeskanzler
und SPÖ-Parteivorsitzender Wer-

ner Faymann das Projekt „Österreich
2020“ – eine breite inhaltliche Initiative,
die Zukunftsperspektiven für Österreich
entwickelt. Die Ergebnisse der acht in-
haltlichen Arbeitsgruppen – die Themen-
palette reicht von Steuergerechtigkeit bis
hin zu Ordnung und Sicherheit – werden
innerorganisatorisch „breit und
kontroversiell“ diskutiert. Anfüh-
ren werden die Arbeitsgruppen
die Regierungsmitglieder der
SPÖ. Werner Faymann wird die
Diskussion gemeinsam mit SPÖ-
Bundesgeschäftsführerin Laura
Rudas leiten. Auch prominente
VertreterInnen aus der Wissen-
schaft, wie etwa der deutsche
Ökonom Peter Bofinger von der
Universität Würzburg oder Paul
Scheffer, Soziologe und Spezialist

für Fragen der Intergration, wer-
den mit ihrem Know-how bera-
tend zur Seite stehen.

Besseres Zusammenleben
in Österreich

Großes Thema war insbesondere der Be-
reich Integration in Österreich. „Sprachför-
derung und vor allem Bildung sind Kern-
punkte für ein besseres Zusammenleben“,
strich Faymann hervor. „Wien hat gute Bei-
spiele geliefert, wie dieses bessere Zu-
sammenleben auf kommunaler Ebene
funktionieren kann.“ Dabei führte Faymann
die Maßnahme der „Ordnungshüter“ in Ge-
meindebauanlagen an. Bund und Kommu-
nen sollen in ihrem Wirkungsbereich dafür

Sorge tragen, dass ein besseres Zu-
sammenleben der Menschen möglich wird.
„Wir wollen den Problemfeldern ins Auge
sehen und nichts wegdiskutieren“, so der
Bundeskanzler. In Abstimmung mit dem
Bundeskanzleramt werden diese auch eva-
luiert und weitere Maßnahmen vorbereitet.
Der Missbrauch im Fremdenrecht muss
überdies abgeschafft werden, stellte Fay-
mann klar.

Bildungsreform, Verwaltungs -
reform, Hacklerregelung

„Wir brauchen eine Schule, die kleinere
Gruppen und fächerübergreifenden Unter-
richt kennt. Eine Schule, die ganztägig ist,
eine Schule ohne Angst – dafür kämpft die
Sozialdemokratie“, so der Bundeskanzler
zur anstehenden Bildungsreform. „Die Ver-
waltungsreform müssen wir gemeinsam
vorantreiben und Diskussionen mit den
Bundesländern führen“, so Faymann, der

dem Rechnungshof-Präsidenten eine „her-
vorragende Vorarbeit“ attestierte.

Keine Wiedereinführung 
der Studiengebühren

Einmal mehr bekräftigte der Bundeskanz-
ler seine Position zu den Studiengebühren
und der Hacklerregelung bis 2013. Weder
eine Wiedereinführung von Studiengebüh-

ren, noch eine Verkürzung der Hacklerre-
gelung werde es mit der SPÖ geben. Fay-
mann: „Ich stehe zu meinem Wort.“ Sozial-
minister Rudolf Hundstorfer wird eine Pen-
sionslösung für die Zeit nach 2013 erarbei-
ten. Auch bekräftigte Faymann, dass Öster-
reich 2.000 PolizistInnen mehr braucht: „Die
Polizei in unserem Land braucht Unter-
stützung.“ Deshalb wird nun geprüft, wie
viele PolizistInnen derzeit in Ausbildung
sind und wie man es so rasch wie möglich
schafft, ein Mehr zu erreichen. ◆

Wir werden uns auch weiterhin dem
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit
widmen. Kein Jugendlicher darf auf
der Straße stehen.

Bundeskanzler Werner Faymann
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SPÖ-Parteivorsitzender und Bundeskanzler Werner Faymann 
entwickelt Zukunftsperspektiven für Österreich 2020.
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PENSIONEN

H ieß es vor wenigen Jahren noch
„mehr privat, mehr Erträge“, sind
jetzt Pensionsfonds weltweit mit

massiven Verlusten konfrontiert. Eine kürzlich
veröffentlichte Studie der Arbeiterkammer
Wien (AK) straft nun alle Befürworter von
„Mehr Privat, weniger Staat“ Lügen und ent-
larvt kapitalgedeckte, private Systeme nicht
nur als Opfer, sondern als Mitverursacher der
aktuellen Krise. Die umlagefinanzierte, staat-
liche Alterssicherung ist meist billiger als pri-
vate Modelle und auch auf lange Frist finan-
zierbar. Zudem wirkt das öffentliche System
antizyklisch und ist sozial fairer.

Private Pensionssysteme sind
Mitverursacher der Krise

Seit den 1990er Jahren erfuhr die private Al-
tersvorsorge ein ungeheures Wachstum.
Dies erzeugte eine „Kapitalmarktinflation“
und trug zum ungesunden Aufblähen der
Finanzmärkte bei. Die krisenbedingt mas-
sive Entwertung von Pensionsvermögen
führt nun zu erheblichen Finanzierungs-
lücken. Viele Unternehmen können ihre
Leistungszusagen nicht mehr halten. Zu-
sammen mit den geringeren Ertragserwar-

tungen zieht dies Nachfrageausfälle nach
sich, was wiederum den Abschwung ver-
schärft. Pensionsfonds sind aber nicht nur
Mitverursacher der Krise, sondern haben
auch selbst darunter gelitten. Zwischen De-
zember 2007 und Oktober 2008 ist der
Marktwert von privaten Pensionssparplä-
nen in der OECD um rund fünf Billionen
Dollar eingebrochen – das entspricht 33
Prozent der gesamten Wirtschaftsleistung
der EU-27. In den USA wird damit gerech-
net, dass die jetzigen Verluste der Pen-
sionsfonds die Gewinne der vergangenen
fünf Jahre ausradiert haben. In Österreich
müssen rund 42.000 der 63.000 Beziehe-
rInnen von Firmenpensionen mit teils mas-
siven Verlusten rechnen.

Casinokapitalismus ist gegen die
Wand gefahren

Die Studie warnt davor, die Krise nur als
„Betriebsunfall“ zu sehen und belegt, dass
der Casinokapitalismus kräftig an die
Wand gefahren ist. Das staatliche Pen-
sionssystem dient der Sicherung des Le-
bensstandards und sollte gerade jetzt
Priorität haben.

Eine aktuelle Studie im Auftrag der Arbeiterkammer Wien zeigt, dass umlagenfinan-
zierte, staatliche Pensionssysteme sicherer, billiger und sozial fairer sind als private
Altersvorsorgen.

Finanzkrise entzaubert 
private Pensionssysteme

◆

Z I T I E R T

„Während unser staatliches Pensionssystem auch
in schwierigen Zeiten eine sichere, standfeste Säu-
le darstellt, brachen die filigranen Stäbchen der pri-
vaten Altersvorsorgen im Sturm der Finanzkrise.“

„Wenn die privaten Systeme schließlich in sich zu-
sammenbrechen, muss erst recht der österreichi-
sche Staat mit seinem krisensicheren Pensionssy-
stem einspringen.“

„Die Studie zeigt ganz deutlich, wie groß die Risi-
ken bei privater Pensionsvorsorge im Falle einer Fi-
nanzkrise sind.“

„Gerade jetzt geht es darum, die erste Säule des
Pensionssystems, die gesetzliche Pension, wieder
zu stärken.“

PVÖ-Präsident
Karl Blecha
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SPÖ-Senioren-
sprecher 
Christian Faul
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SPÖ-Sozial -
sprecherin 
Renate Csörgits
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SPÖ-Nationalrats -
abgeordneter
Wolfgang Katzian
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In Österreich müssen rund 42.000 der 63.000 BezieherInnen 
von Firmenpensionen mit teils massiven Verlusten rechnen.
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40.  LANDESPARTEITAG

I m Mittelpunkt des Parteitages, zu dem
279 ordentliche Delegierte und rund
500 Gäste gekommen waren, stand die

zukünftige Arbeit der Sozialdemokratie für
ein modernes, gerechtes Salzburg. In ihrer
Rede widmete sich Landeshauptfrau Gabi
Burgstaller den Fragen der Gerechtigkeit.
Mit fünf Initiativen wird sich die SPÖ in den
kommenden Jahren mit voller Kraft dem
Einsatz für Gerechtigkeit widmen, gab
Burgstaller den Kurs der Salzburger Sozial-
demokratie vor. Sie nannte dabei eine In-
vestititions- und eine Entlastungsoffensive,
Offensiven für die Jugend, die Gesundheit,
sowie eine Wohnoffensive. „Die Salzburger
SPÖ ist die politische Kraft in Salzburg, die
für die Menschen in diesem Bundesland
Verantwortung trägt, um ihnen in diesen
wirtschaftlich schwierigen Zeiten Halt zu
geben und Zukunftschancen zu eröffnen,“
betonte Burgstaller.

Faymann: Beste Bildung 
für junge Menschen

SPÖ-Bundesparteivorsitzender Bundes-
kanzler Werner Faymann hob in seinem
Referat das Engagement von Landes-
hauptfrau Gabi Burgstaller im Bereich der
Bildungspolitik hervor, sie habe erkannt,
dass Bildung der Schlüsselfaktor für die
Zukunft ist. „Wir wollen in Österreich die
beste Bildung für unsere jungen Men-
schen“, so der Bundeskanzler. Ziel ist es,
den Ausbau von Kleingruppen an den
Schulen voranzutreiben, ganztägige
Schulformen sollen angeboten werden
und Kinder bereits vor Schuleintritt opti-
mal gefördert werden.  Faymann betonte,
dass die Menschen wieder spüren müs-
sen, was die Sozialdemokratie will. „Wir

müssen das Gefühl der Menschen wieder
zurückgewinnen und ein besonderes 
Augenmerk auf soziale Kompetenz und
Gerechtigkeit legen. Dabei bedarf es Ge-

schlossenheit und gemeinsamer Kraftan-
strengungen, um die Herausforderung der
Gegenwart und Zukunft zu bewältigen“,
betonte der Bundeskanzler. 

Auf dem 40. Landesparteitag der SPÖ-Salzburg, der unter dem Motto „Halt geben.
In einer bewegten Welt“ stand, wurde Gabi Burgstaller mit 96 Prozent der Delegier-
tenstimmen als SP-Landesparteivorsitzende wiedergewählt.

Für ein Salzburg der Chancen
und der Gerechtigkeit

◆

„Chancengleichheit beim Zugang
zur Bildung für alle und in allen 
Regionen eröffnet Lebenschancen.“

Salzburgs Landeshauptfrau 
Gabi Burgstaller

279 ordentlich Delegierte und rund 500 Gäste nahmen am Parteitag im
Ferry Porsche Congress Center in Zell am See teil.
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Am 40. Landesparteitag der Salzburger SPÖ wurde Gabi Burgstaller 
als Landesparteivorsitzende mit 96 Prozent wiedergewählt.

Bundeskanzler
Werner Faymann:
„Nur eine klar 
zukunfts -
orientierte 
Sozialdemokratie
garantiert eine
starke soziale
Zukunft für
Österreich.“
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POST-  UND TELEKOM

D ie Polizei ist mit Verwaltungsarbeit
beschäftigt, statt der steigenden
Kriminalität Herr zu werden“ oder

„Mehr PolizistInnen sollen auf den Straßen
für Sicherheit sorgen“ – diese und ähnliche
Forderungen wurden seit dem Abbau von
rund 4.000 PolizistInnen unter der schwarz-
blauen Regierung von vielen Seiten gestellt.
Dieser Abbau machte sich besonders in
den Städten bemerkbar, wo die Einbruchs-
delikte drastisch zunahmen. 

Faymann unterstützt 
Kampf gegen Kriminalität

Schon im Sommer sprach sich SPÖ-
Bundesparteivorsitzender Bundeskanzler
Werner Faymann für die Umschichtung
von BeamtInnen aus, um den genannten
Forderungen gerecht zu werden und die
Polizei von Verwaltungsarbeiten zu entla-

sten. Und auch aktuell bekennt sich Fay-
mann zur konkreten Unterstützung der
ExekutivbeamtInnen. „Es ist dringend not-
wendig, die Polizei in ihrem Kampf gegen
die Kriminalität zu unterstützen“, bekräf-
tigte er etwa kürzlich beim Ministerrat.
Eine Maßnahme dafür sei die Motivation
von Post- und TelekommitarbeiterInnen,
für die Polizei zu arbeiten. Die Polizei wäre
entlastet und könnte sich besser ihrem
hauptsächlichen Arbeitsgebiet widmen.  

1.000 BeamtInnen zur Entlastung
der Exekutive

Beamtenministerin Gabriele Heinisch-Ho-
sek gibt grünes Licht: „Die Fälle auf dem
Schreibtisch, am Computer bearbeiten -
also die Verwaltungstätigkeiten, die die
PolizistInnenn jetzt sehr aufhalten, die
könnten von anderen BeamtInnen getätigt

werden.“ Sie ist überzeugt, „dass es ge-
lingen wird, diese 1.000 BeamtInnen von
Post und Telekom zur Polizei in die Bal-
lungszentren zu holen.“ Einer Dauerlösung
steht damit nichts mehr im Weg. 

Großes Interesse 
an der Polizeiarbeit

Die rechtlichen Fragen sind geklärt, offi-
ziell bleiben die BeamtInnen vorerst im
Personalstand von Post und Telekom. Das
enorme Interesse – bereits 700 BeamtIn-
nen wollen zur Polizei wechseln - zeigt,
dass die Flexibilität der Bediensteten sehr
hoch ist. Bis Jahresende werden etwa 100
der ehemaligen Post- und Telekommitar-
beiterInnen ihre Ausbildung im Innenmi-
nisterium beginnen und bis Ende 2010
werden insgesamt 1.000 BeamtInnen zur
Polizei wechseln. Die Pilotphase  - 60 Frei-
willige sind aktuell bei der Polizei im Ein-
satz – läuft bereits gut.

Nach dem massiven Abbau von PolizeibeamtInnen durch die schwarz-blaue Regie-
rung gibt Beamtenministerin Gabriele Heinisch-Hosek nun grünes Licht für die 
Verstärkung der Polizei: bis Ende 2010 werden 1.000 ehemalige Post- und Telekom-
beamtInnen in den Verwaltungsdienst der Polizei überstellt.

Beamte zur Polizei –
Projekt ist auf Schiene

„Es ist dringend notwendig, die 
Polizei in ihrem Kampf gegen die
Kriminalität zu unterstützen.“

Bundeskanzler Werner Faymann

Bundeskanzler Werner Faymann will durch die Umschichtung von BeamtInnen 
die Polizei in ihrer Tätigkeit unterstützen und entlasten.
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Beamtenministerin Gabriele Heinisch-
Hosek: „Ich sehe die Ampel auf grün, dass
wir die Polizei bald bei der Kriminalitäts-

bekämpfung entlasten können.“

◆
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BILDUNG

D ie Kursänderung der ÖVP ist radi-
kal. Bis vor kurzem wurde Bil-
dungsministerin Claudia

Schmied für ihr engagiertes Eintreten für
eine Bildungsreform vor allem behin-
dert und boykotiert. Schmied mus-
ste gegen Gewerkschaft, Länder
und Koalitionspartner ÖVP in Sa-
chen Ganztagsschule ankämpfen
und schwierige Überzeugungsar-
beit leisten. Noch im Frühjahr ließ
man Schmied mit ihrer Forderung, wo-
nach die Lehrer zwei Stunden pro Woche
länger mit den SchülerInnen in den Klas-
sen arbeiten sollten, allein. Wer hat nicht
mehr den ÖVP-Sager: „Ganztagsschule ist
gleich Zwangstagsschule“ im Ohr? Umso
überraschender kommt nun der Schwenk
der ÖVP. Plötzlich sind für Pröll, Spindeleg-
ger & Co jahrelange SPÖ-Forderungen wie
mehr Ganztagsschulplätze und eine Aus-
weitung der Lehrverpflichtung kein Schrek-
kgespenst mehr. Die ÖVP signalisiert
Unterstützung für die Pläne von Bildungs-
ministerin Claudia Schmied.

SPÖ Forderungen vor Umsetzung 

Die SPÖ zeigt sich erfreut über den ÖVP-
Schwenk und will nun mit Nachdruck und
Elan die Bildungsreform vorantreiben. „Es
ist ein gutes Signal“, so Schmied „Jetzt
müssen den Worten konkrete Taten beim
Dienstrecht und den Budgetverhandlun-
gen folgen.“

Die Chancen für das Schmied-Projekt
„Schule von Morgen“, die ganztägig und
gemeinsam sein soll und die Kinder best-
möglich fördern soll, stehen somit gut. Die
ÖVP scheint erkannt zu haben, dass die

Qualität der Betreuung auch davon ab-
hängt, dass LehrerInnen vom Vormittag
auch die Betreuung am Nachmittag
übernehmen. Der SPÖ liegt das

Wohl der SchülerInnen und Eltern am Her-
zen und will für bestmögliche Bildung und
Betreuung sorgen. Eine IFES-Umfrage gibt
der Ministerin recht: 80% der Österreiche-
rInnen sind für den Ausbau von ganztägi-
gen Schulformen, 69% der BürgerInnen
meinen, dass der Bedarf an ganztägiger Be-
treuung groß sei und wachsen wird.

Tagesbetreuung NEU

Bereits jetzt gibt es 81 Schulstandorte mit
der „Tagesbetreuung NEU“ und diese wer-
den von den Eltern immer mehr in Anspruch
genommen und nachgefragt. Diese Schu-
len stehen für ein modernes ganztägiges
Schulangebot mit bestmöglicher Förderung
und attraktiver Freizeitgestaltung mit Kunst,
Bewegung und Sport. Beaufsichtigt werden
die Kinder von LehrerInnen.

Die Tagesbetreuung NEU ist eine Form
der Ganztagsschule. Der Besuch ist freiwil-
lig. Derzeit fließen 81 Millionen Euro in die
heute bereits existierenden 90.000 Betreu-
ungsplätze. Eine Ausweitung auf 120.000

Plätze kostet 156 Millionen. Will man die
Hälfte aller SchülerInnen zwischen 6 und 14
Jahren pädagogisch sinnvoll am Nach-

mittag betreuen, müsste der Staat 492

Millionen Euro lockermachen. Unterrichts-
ministerin Claudia Schmied will eine Fi-
nanzierung durch zusätzliche Mittel aus
dem Budget und sieht Finanzminister Pröll
gefordert.

Betreuung nicht zu Lasten 
der Eltern

Außenminister Michael Spindelegger, der
mit seiner Unterstützung für Bildungsmini-
sterin Schmied für mehr Ganztagsschulen
die derzeitige Debatte entfacht hatte, for-
dert, dass Nachmittagsbetreuung auch mit
einer Kostenbeteiligung der Eltern verbun-
den sein muss.

Bildungsministerin Schmied stellte
dazu klar, dass „keine Beiträge von Eltern
für ganztägige Schulangebote“ geplant
seien. Es seien lediglich Selbstbehalte für
die Verpflegung der Kinder, wie dies schon
derzeit der Fall ist, vorgesehen. Denn
Ganztagsbetreuung und bestmögliche Bil-
dung darf nicht eine Frage des Eltern-
Geldbörsels sein.

Ganztagsschule ist für die ÖVP nicht mehr Zwangstagsschule. Der Ausbau ganz -
tägiger Schulangebote, der von Bildungsministerin Claudia Schmied im Fokus ihrer
Arbeit zur Bildungsreform steht, findet plötzlich Zustimmung bei der ÖVP.

Erfolg für Schmied: ÖVP lenkt in 
Sachen Ganztagsschule ein

◆

„Für eine Schulreform benötigt man
Mut, Kraft und Durchhaltevermögen.
Alles Eigenschaften, über die 
Claudia verfügt.“

Bundeskanzler Werner Faymann 
über Bildungsministerin Claudia Schmied

Bildungsministerin Claudia Schmied will nach dem Einlenken 
der ÖVP die Bildungsreform rasch umsetzen.

SP
Ö



SPÖ Aktuell: Nach langen Verhandlungen
zum Kinderbetreuungsgeld konnte eine 
Einigung erzielt werden. Was sind die 
großen Neuerungen?
Gabriele Heinisch-Hosek: Das Kinder-
geld Neu bietet allen Eltern ab 1. Jänner
2010 zu den bisherigen drei Varianten zwei
zusätzliche Wahlmöglichkeiten. Nach zwölf
Jahren ist es endlich gelungen, die ÖVP
vom einkommensabhängigen Kindergeld
zu überzeugen. Beim einkommensabhän-
gigen Kindergeld werden 80 Prozent des
letzten Netto-Einkommens ausbezahlt,
aber mindestens 1.000 Euro und maximal
2.000 Euro. Die Bezugsdauer beläuft sich
auf 14 Monate, wenn sich beide Eltern die
Zeit mit dem Kind teilen.  Das Kindergeld
Neu ist vor allem für Frauen gedacht, die
rasch nach der Babypause wieder in den
Beruf einsteigen wollen. Und für Väter ist es
eine Chance, ohne finanzielle Verluste beim
Kind zuhause zu bleiben. Die Ausrede, dass
der Vater aufgrund des höheren Einkom-

mens nicht zuhause bleiben kann, gilt ab
sofort nicht mehr.

Erstmals ist auch eine Lösung für Allein -
erziehende gelungen. Wie schaut diese 
Regelung aus?
Heinisch-Hosek: Es freut mich beson-
ders, dass wir armutsgefährdeten Allein-
erziehenden, deren Lebenssituation schon
schwer genug ist, unter die Arme greifen
können. Sie haben die Möglichkeit, zwei
Monate länger Kindergeld zu beziehen –
egal, welche Variante Kindergeld sie wäh-
len. Konkret heißt das: Alleinerziehende,
die weniger als 1.200 Euro monatlich zur
Verfügung haben und einen Antrag auf
Unterhalt bei Gericht stellen, können zwei
Monate länger beim Kind zuhause bleiben. 

Welche Lösung wurde für Einkommens-
schwache gefunden?
Heinisch-Hosek: Einkommensschwache
Familien und Alleinerziehende können in

Zukunft eine Beihilfe von monatlich 180
Euro beantragen. Die Beihilfe ist eine
Überbrückungshilfe für ein Jahr und muss
nicht mehr zurückgezahlt werden. 
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INTERVIEW

Dank des Einsatzes von Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek wird das Kinderbe-
treuungsgeld Neu in fünf Varianten wie geplant am 1. Jänner 2010 starten. Im Interview
mit SPÖ-Aktuell sprach die Ministerin über diesen familienpolitischen Meilenstein.

„Nach 12 Jahren ist es endlich gelungen,
die ÖVP zu überzeugen.“

A n den Ehrenkodex „Mehr Privat –
weniger Staat“ hielten sich Gras-
ser und all seine Freunde hart-

näckig. Denn durch hoch dotierte „Provi-
sionen“ wanderten fast 10 Millionen Euro
in die Brieftaschen der „Vermittler“.
Nun is t  sogar von 
Bestechung die Rede.
Grassers Freund und 
Kabinettchef im Minis -
terium, Ernst Plech, soll
einem Mitarbeiter als
Schweigegeld in der Bu-
wog-Causa 700.000 Euro
angeboten haben – „wenn
du da mitspielst“. Für den

Fall, dass er das Angebot ausschlagen wür-
de, seien er und seine Familie bedroht wor-
den, sagt der Betroffene gegenüber den
Medien. Während die ersten Beschuldig-
ten in der Causa vor Gericht ihre Geständ-

nisse oder Aussagen able-
gen, schweigt der Ziehvater
Grassers beharrlich: Ex-
Kanzler Wolfgang Schüssel.
„Es ist zutiefst verwunder-
lich, warum er zu dieser
Frage noch immer nicht
Stellung bezogen hat –
schließlich gab es für den
Verkauf der Buwog einen

Ministerratsbeschluss, dem auch Schüssel
zugestimmt hat“, kritisiert SPÖ-Finanzspre-
cher Jan Krainer. Das Talent  Grassers, die
Bevölkerung für so dumm zu verkaufen, ist
bemerkenswert, findet SPÖ-Bundesge-
schäftsführer Günther Kräuter: „Grasser
spricht trotz der nun ans Tageslicht ge-
kommenen Abgründe noch immer von ei-
nem erfolgreichen und korrekten Buwog-
Verkauf. Das ist eine Beleidigung der kriti-
schen Öffentlichkeit.“ Für Kräuter müsse
nun das System Grasser-Schüssel lücken-
los und schonungslos durchleuchtet wer-
den. Für die Beteiligten gilt die Unschulds-
vermutung.

10 Millionen Euro gingen als „Provision“ für den Buwog-Verkauf an zwei Grasser-
Freunde. Auch Schweigegeld soll angeboten worden sein. Die Verdachtsmomente in
der Buwog-Causa  mehren sich wöchentlich.

Schweigegeld für Ministeriums-Mitarbeiter?
BUWOG-SKANDAL

◆

◆

A
PA

Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek: 
„Das Kindergeld Neu bietet allen Eltern ab 
1. Jänner 2010 zu den bisherigen drei Varianten
zwei zusätzliche Wahlmöglichkeiten.“

Das System Grasser-Schüssel muss lückenlos 
durchleuchtet werden.
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VERWALTUNG

I neffizienz und Doppel gleisigkeiten im
System können in Zeiten der Krise
nicht hingenommen werden. Eine Ver-

waltungsreform ist aus diesem Grund drin-
gend notwendig. Weiters muss das System
sowie dessen Zugang für die BürgerInnen
in Österreich vereinfacht und transparen-
ter gestaltet werden. Im Schulbereich wird
mit Nachdruck an einer Optimierung und
Ver einheitlichung der Strukturen gearbei-
tet. Finanzstaatssekretär Andreas Schieder
hat sich das Ziel gesetzt, allen notwendi-
gen Druck jetzt aufzubauen, um mit der
Verwaltungsreform erfolgreich zu sein. 

Verwaltungsreform besteht aus
drei Teilen 

Der Bund muss im Zuge der Verwaltungs-
reform mit gutem Beispiel vorangehen, so
Schieder. So gilt es etwa, in den ver -
gangenen Jahren ausgegliederte Bereiche
ganz genau unter die Lupe zu nehmen und
auf ihre Effizienz zu überprüfen. Als Bei-
spiele nannte Schieder die Buchhaltungs-
agentur. „Hier gibt es in Nachbarländern
Agenturen, die mit deutlich weniger Per -
sonal die selbe Leistung erbringen“. Auch

die Austria Development Agency,  Agentur
der öffentlichen österreichischen Entwick -
lungszusammenarbeit,  wurde gerade erst
vom Rechnungshof hart kritisiert. Das Ur-
teil der Prüfer: Viel zu teuer und darüber hin-
aus ineffizient und konzeptlos.   

Ein weiterer Teil, wo der Staat bei sich
selbst sparen kann, ist der Verwaltungsbe-
reich der einzelnen Ministerien. „Braucht
wirklich jedes Ministerium eine eigene Per-
sonalabteilung, einen eigenen Fuhrpark,
einen eigenen Pressedienst oder kann man
hier die Länder als positives Beispiel her-
anziehen und die Aufgaben mit einem ein-
zigen Verwaltungsamt bewältigen?“, so der
Finanzstaatssekretär. 

Aber auch zwischen Bund und Ländern
gibt es  Ineffizienzen, die man nun an -
gehen muss.  So bringt die Eingliederung
der Statistikabteilungen der Länder in die
Statistik Austria eine Einsparung von rund
9 Millionen Euro.  Schieder erklärte: „EU-
Förderungen sind oft Koförderungen. 
Das bedeutet: Österreich muss eine be-
stimmte Anzahl ausgeben, um die euro-
päischen Förderungen abzuholen“. Bei
den Agrarförderungen gibt Österreich je-
doch mehr aus, als nötig wäre.  Die Über-

forderung landet zum größten Teil 
bei großen Lebensmittelkonzernen wie
Rauch Fruchtsäfte, Agrana, Kraft Foods
sowie bei großen Landwirtschaftsbetrie-
ben. In diesem Bereich könnten Einspa-
rungen bis zu 50 Millionen Euro pro Jahr
erzielt werden. 

Klärung der Steuerungsfunktio-
nen zwischen Bund und Ländern 

Unabdingbar für die Verwaltungsreform ist
auch die Klärung der Steuerungsfunktio-
nen zwischen Bund und Ländern, erklärte
Schieder, der kritisierte, dass etwa für Lan-
deslehrerInnen der Bund keine Steuerung
übernimmt, die Kosten aber voll und ganz
tragen muss. Bund und Bildungsministe-
rium können mittlerweile ihre Steuerungs-
funktionen nicht mehr ausreichend wahr-
nehmen, da die Bundesländer nicht genau
angeben wollen, in welchem Beschäfti-
gungsverhältnis sich die LehrerInnen ge-
nau befinden. 

An der Diskussionsveranstaltung nah-
men, neben Finanzstaatssekretär Andreas
Schieder, auch Bundesverfassungsrichter
a. D. Prof. Paul Kirchhof, Generalsekretär
der Industriellenvereinigung Markus Bey-
rer sowie Gf. Gesellschafter der BDO Auxi-
lia Treuhand GmbH Karl Bruckner teil.
Durch die Podiumsdiskussion führte Mi-
chael Fleischhacker, Chefredakteur der 
Tageszeitung „Die Presse“.

Vereinfachungen und Effizienzsteigerungen in der Verwaltung sind für eine erfolg-
reiche Budgetsanierung unabdingbar, erklärte Finanzstaatssekretär Andreas Schie-
der im Zuge einer Podiumsdiskussion zum Thema „Durch Steuern steuern – ist eine
Budgetsanierung mit mehr Steuergerechtigkeit vereinbar?“.

Reform dringend notwendig

Finanzstaatssekretär Andreas Schieder:
„Der Bund muss bei der Verwaltungs -

reform mit gutem Beispiel vorangehen.“

◆
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Der Rechnungshof hat im Hinblick auf mögliche Maßnahme zur Effizienzsteigerung in
der Verwaltung bereits einige Vorschläge auf den Tisch gelegt.
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Pelinkas Texte sind weit mehr als eine
Analyse aus der Distanz, das Buch umfasst
die persönlichen Erfahrungen aus Jahr-
zehnten der politischen Beobachtung, die
rund um das Jahr 1945 beginnen, und heu-
te mit der Erklärung enden, warum sein ur-
sprünglich so stark ausgeprägter Öster-
reich-Patriotismus einer Hinwendung zu
einer europäischen und kosmopolitischen,
transnationalen Einstellung gewichen ist.
Er sagt über sein Buch: „Österreich hat
sich bald nach 1945 als ‚Insel der Seligen’

verstanden: sozialer Friede im Inneren,
Neutralität nach außen und überall in der
Welt geschätzt und geliebt. Diese Phase
endet nach 40 Jahren. Es bricht der Sturm
los.“ Krisen, Konflikte und Affären um
Waldheim, Groer, Haider; Einblicke hinter
die Kulissen der Mächtigen, gängige
Österreichbilder und deren Dekonstruk-
tion, Rassismus, Scheinordnungen und
Provinzialismus – all das beschreibt Pelin-
ka in seinem Buch gewohnt deutlich, kri-
tisch und pointiert.

Gleichstellung in Beruf und Schule, auf
dem Arbeitsmarkt und im Haushalt, in
Kunst und Familie sind nur einige der in die-
ser Bilanz behandelten Themen. Gleich-
stellungspolitik ist längst ein etablierter 
Bereich in Politik und Gesellschaft. Kon-
kretes dazu ist aber den wenigsten be-
kannt. Dieses Buch gibt Antworten auf 
eine Reihe von Fragen: Welche konkreten
Instrumente zur Umsetzung von Gleich-
stellung wurden in den letzten Jahren ent-
wickelt? Wie steht es um die De-facto-

Gleichstellung der Geschlechter am Ar-
beitsmarkt, in Bildung, Familie und Kultur?
Wie wirken sich gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen auf den Stellenwert und die
Gestaltung von Gleichstellungspolitik aus?
Und wie haben sich die Muster der Ar-
beitsteilung in den Familien und in der Er-
werbsarbeit geändert? Beantwortet wer-
den diese Fragen von WissenschafterInnen
und ExpertInnen wie Erna Appelt, die das
Buch auch herausgibt, Sieglinde Rosen-
berger und Birgit Sauer.

Als erste sozialistische Ministerin wähl-
te sie sich ihr Ressort selbstbewusst: Kei-
nes, dem man das Schildchen typisch-
weiblich umhängen konnte, sollte es sein,
sondern Wissenschaft und Forschung.
Durch ihre bildungspolitischen Ansätze hat
Hertha Firnberg die Universitäten nachhal-
tig geprägt. Wer sich mit Firnbergs Leben
vor 1970 befasst, findet sich bald in einem
Geflecht aus Gerüchten und Halbwahrhei-
ten wieder. Diese Biografie gründet sich auf
Dokumenten ebenso wie auf persönlichen

Berichten. Marlen Schachinger zeichnet ein
detailliertes Bild Firnbergs, folgt ihren Spu-
ren und den Erinnerungen ihrer Zeitgenos-
sInnen und MitkämpferInnen. Firnberg for-
derte bereits 1968: „Was wir in der näch-
sten Zeit machen müssen, das ist keine Po-
litik der kleinen Schritte und der kleinen
Wünsche und der kleinen Kompromisse,
sondern das ist der weite Horizont einer
neuen Gesellschaftsordnung, in der Frau-
en die ihnen zukommende Rolle spielen
müssen.“ 

Anton Pelinka:
Nach der Windstille. Eine
politische Autobiografie.
Lesethek Verlag, Wien 2009;
239 S., 21,90 ¤

Erna Appelt (Hrsg.):
Gleichstellungspolitik in
Österreich. 
Eine kritische Bilanz.
Studienverlag, Innsbruck 2009;
240 S., 28,90 ¤

Marlen Schachinger:
Hertha Firnberg. 
Eine Biographie. 
Mandelbaum Verlag, 
Wien 2009; 
222 Seiten, 17,80 ¤

Polit-Autobiografie

Nach der Windstille
Anton Pelinka ist Professor für Politikwissenschaft. Im Zeitraffer
hat er die österreichische Gesellschaft im Visier. 

Sachbuch

Gleichstellungspolitik in Österreich
Die Beiträge dieses Sammelbandes geben einen fundierten Über-
blick über die österreichische Gleichstellungspolitik.

Biografie

Hertha Firnberg
Diese Biografie erscheint zum 100. Geburtstag von Hertha Firn-
berg, die das Österreich der Nachkriegszeit mitgeprägt hat.
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Kidsparade 2009 in Graz
STEIERMARK

Jugendliche müssen auf ihre Berufschancen
hingewiesen werden.

Am Tag der Lehre gehe es um konkrete Aktio-
nen, erklärt Burgendlands Soziallandesrat Pe-
ter Rezar. Jugendliche müssen auf die Not-

wendigkeit einer guten Ausbildung hingewiesen werden, da
Qualifikation der beste Schutz gegen Arbeitslosigkeit ist. 

Rezar betont ,  es is t  be-
sonders wichtig bei jungen
Menschen auf Qualifizierung
zu setzen, denn 40 Prozent
der Arbeitslosen hätten le-
diglich einen Pflichtschulab-
schluss. Im Burgenland wer-
den zahlreiche Akzente für
jungen Menschen, wie die
„Lehre mit Matura“ oder die
landesweite Schaffung von
Ausbildungsplätzen, gesetzt.
Seit 2009 gibt es außerdem
erstmals einen Fahrtkosten-
zuschuss für Lehrlinge.

13. Oktober 2009 – 
Tag der Lehre

BURGENLAND

◆

Die Sozialistische Junge Generation fordert 
eine Lehrstellenoffensive in öffentlichen 
Gebietskörperschaften und den Ausbau der
Lehrwerkstätten in allen Kärntner Gemeinden.

Der SJG Landesvorsitzende Michael Raunig kri-
tisiert das fehlende Verantwortungsbewusstsein der Kärtner-
Landesregierung im Umgang mit dem sensiblen Thema der
Arbeitslosigkeit. Wie die jüngsten Statistiken zeigen, trifft die
Wirtschaftskrise vor allem die jungen Menschen. Die SJG

schlägt Alarm, denn es fehle
in Kärnten an zielorientierten
Maßnahmen. Raunig fordert
eine Lehrstellenoffensive und
einen Ausbau der Lehrwerk-
stätten.

KÄRNTEN

Burgenlands Soziallandesrat 
Peter Rezar
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Landesvorsitzender der 
Sozialistischen Jungen 
Generation Michael Raunig
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Bei der „Kinderparade“ 
der Kinderfreunde, anläss-
lich des 20. Geburtstags
der UN-Kinderrechtskon-
vention stand die Gestal-
tung einer kindgerechten

Gesellschaft im Vordergrund. 

Auch in diesem Jahr veranstalteten die
Kinderfreunde zum dritten Mal in Folge
die „Kidsparade“ in Graz. Wieder traten
hunderte Kinder und Jugendliche aus
der gesamten Steiermark bei der „Kid-
sparade“ für ihre Rechte ein. Das Motto
für 2009 lautete „Recht auf Spiel und
Freizeit“. Die rund 300 Kinder- und Ju-
gendlichen marschierten, begleitet von
Landesrätin Elisabeth Grossmann sowie
VertreterInnen zahlreicher Kinder- und
Jugendorganisationen, durch die Grazer
Innenstadt. Dabei machten die jungen
Menschen mit Transparenten und
Sprechchören auf ihre Anliegen und
Wünsche aufmerksam. 

Viel Spaß beim großen Spielfest

Die TeilnehmerInnen der „Kidsparade“
konnten sich aktiv mit dem Thema Kin-
derrechte auseinandersetzen und am
Speakers-Corner ihre Meinung kund-
tun.  Neben Spie l- ,  Kreat iv-  und

Schminkstationen und einem Live-Auf-
tritt von Mira Ulz, der Kiddy Contest Sie-
gerin 2009,  feierten die Kinder und Ju-
gendlichen bis in die Abendstunden
und freuten sich, gemeinsam mit den
VeranstalterInnen über eine gelungene
„Kidsparade“ 2009.
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Kinder ziehen mit Transparenten durch die Grazer Innenstadt

◆

Jugendarbeitslosigkeit in
Kärnten explodiert
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WIEN

Eine klare Absage erteilen die Bundes-
vorsitzenden von VSStÖ und SJÖ, Sophie
Wollner und Wolfgang Moitzi, der Forde-
rung von Minister Hahn, die Studienge-
bühren wieder einzuführen.

„Je mehr Menschen eine bessere Aus-
bildung haben, desto besser für die 
Gesellschaft. Was die österreichischen
Universitäten brauchen, ist mehr Geld
für bessere Studienbedingungen und
weiter reichende Studienförderungen.
Ein Wissenschaftsminister, der möglichst
wenig Studierende will, ist eine Fehl -
besetzung“, kritisiert Wollner. Nach Ein-
führung der Studiengebühren im Win-
tersemester 2001 hätten 45.000 Studie-
rende ihr Studium abgebrochen. „Bei
der niedrigen AkademikerInnenquote,
die Österreich vorzuweisen hat, ist es 
fatal, Studierende von der Uni zu drän-
gen“, betont Wollner.

Studiengebühren benachteiligen
vor allem Berufstätige

Für Moitzi haben die Studiengebühren
„nichts gebracht außer arbeitende 
Studierende weiter unter Druck zu 
setzen und sozial schlechter gestellte
Schichten von höherer Bildung aus -
zuschließen“. „Gerade für die knapp 60
Prozent der Studierenden, die per -

manent berufstätig sind, um sich ihr
Studium leisten zu können, sind 
Studiengebühren oftmals der Tropfen,
der das Fass zum Überlaufen bringt 
und Studierende zum Studienabbruch
zwingt“, gibt ihm Wollner Recht. „Es
braucht endlich den Willen, die öster-
reichischen Hochschulen ausreichend
zu finanzieren“, lautet daher die Devise
für VSStÖ und SJÖ.

◆

◆

Nach Studiengebühren kräht (fast) kein Hahn mehr!
VSSTÖ UND SJÖ

Aktion „Toleranz hat viele Gesichter“
Beim 26. Donau-
inselfest ertönte
der Startschuss
z u r I n i t i a t i v e  
„To l e r a n z  h a t
viele Gesichter“.

Im Rahmen dieser Aktion ent-
stand das weltweit größte Pla-
kat für Toleranz und Mensch-
lichkeit.

Das Plakat, ein Mosaik, be -
stehend aus abertausenden
Portraitfotos, ist ein Zeichen
für ein friedliches Miteinan-
der. Bis zum jetzigen Zeit-
punkt wurden bereits mehr als
14.000 Bilder über die Web site
www.fuertoleranz.at hochgeladen.
Christian Deutsch, Landesparteisekre-
tär der Wiener SPÖ, sowie die Mitinitia-
torin NR-Abg. und SPÖ-Bereichsspre-

cherin für Umwelt und Globale Ent -
wicklung, Petra Bayr, zeigten sich er-
freut über den großartigen Erfolg die-
ses Projekts und dankten den zahlrei-

chen NGOs für ihre engagier-
te Zusammenarbeit. 

Friedlicher Umgang –
Anliegen der Gesell-
schaft

Die große Resonanz auf diese
Initiative zeigt, dass Toleranz
und ein friedvolles Miteinander
gemeinsame Anliegen aller
BürgerInnen darstellen. Spe-
ziell junge Menschen haben
mit der Teilnahme an dieser Ak-
tion signalisiert, dass sie ruhig
und friedlich miteinander leben
möchten.  Das Zeichen für To-
leranz und Menschlichkeit

kann noch bis 19. Oktober 2009 am
PORR-Tower in Favoriten, sowie am Flo-
rido-Tower in Floridsdorf täglich ab 19.00
Uhr betrachtet und bestaunt werden. 

Weltweit größtes Plakat für Toleranz und Menschlichkeit
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Nach 
Einführung 
der Studien -
gebühren im
Wintersemester
2001 haben
45.000 
Studierende 
ihr Studium 
abgebrochen



J e höher der Einkommensverlust ist,
umso weniger sind Väter bereit, in Ka-
renz zu gehen. Bereits die Flexibili-

sierung des Kinderbetreuungsgeldes hat zu
einer höheren Väterbeteiligung geführt.
Beim einkommensabhängigen Kinderbe-
treuungsgeld in Höhe von 80 Prozent des
Nettoeinkommens (bis maximal 2.000
Euro) fällt die ökonomische Hürde für eine
partnerschaftliche Aufteilung der Karenz
weg. Damit wird ein Modell geschaffen, das
für die zumeist besser verdienenden Män-
ner, aber auch für besser qualifizierte Frau-

en, die rasch wieder in den Beruf zurück -
kehren wollen, besonders attraktiv ist. 

Verbesserungen gibt es auch bei den Pau-
schalvarianten. Neben den bereits beste-
henden  Möglichkeiten, Kinderbetreuungs-
geld in Abhängigkeit von der Leistungs-
dauer in Höhe von 800, 624 oder 436 Euro
monatlich zu beziehen, kommt neu noch
eine zusätzliche Option in Höhe von 1.000
Euro monatlich bis zum ersten Geburtstag
des Kindes dazu. Bei Teilung mit dem Part-
ner verlängert sich der Anspruch um zwei
weitere Monate. Erleichtert wird auch der
Zuverdienst zu den vier Pauschalvarianten.
Neben dem Fixbetrag von 16.200 Euro
steuerpflichtigem Einkommen können
auch bis zu 60 Prozent des früheren Ein-
kommens dazu verdient werden, was das
Zuverdienen für Besserqualifizierte mit ei-

nem höheren Einkommen erleich-
tert. Dies entspricht auch weitge-
hend der AK-Forderung nach einer
Arbeitszeitgrenze bis zu 24 Stunden
wöchentlich. 

Das einkommensabhängige Kinder-
betreuungsgeld und die neuen Zu-
verdienstmöglichkeiten zum pau-
schalen Kinderbetreuungsgeld sind
wichtige Schritte für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie
und zur Förderung der partner-
schaftlichen Teilung der Kinderbe-
treuung. Weitere Schritte müssen
jedoch folgen und noch bestehen-
de Barrieren bei der Vereinbarkeit
von Beruf, Familie und Partner-
schaftlichkeit müssen abgebaut
werden: so gibt es etwa Hürden bei
der Inanspruchnahme des ein -
kommensabhängigen Kinderbetreu-
ungsgeldes. Nur Eltern, die im letz-
ten halben Jahr vor der Geburt
durchgehend beschäftigt waren,

können dieses beantragen. Durch Be-
schäftigungslücken in diesem halben Jahr,
die etwa durch Saisonbeschäftigung bzw.
Arbeitslosigkeit entstehen, geht der An-
spruch auf einkommensabhängigen Kin-
derbetreuungsgeld verloren. Notwendig ist
auch, dass die Zuverdienstgrenzen verein-
facht werden. Die Regelungen müssen
praxisgerechter, einfacher und überschau-
barer werden. Und ganz besonders wich-
tig ist, dass die Verbesserungen durch eine
ausreichende und qualitätsvolle Kleinkind-
betreuung begleitet werden. Ansonsten
gibt es keine Wahlfreiheit beim Kinder -
betreuungsgeld.
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Die Inanspruchnahme von Karenz ist für die meisten Erwerbstätigen mit großen Ein-
kommensverlusten verbunden und damit ein Stolperstein für eine stärkere Beteili-
gung von Vätern an der Kinderbetreuung. 

Kindergeld Neu – eine Chance für
mehr Partnerschaftlichkeit

◆

Von Ingrid Moritz

A
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Ingrid Moritz ist Leiterin der Abteilung
Frau-Familie in der Arbeiterkammer Wien.
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„Bereits die Flexibilisierung des
Kinderbetreuungsgeldes hat zu 
einer höheren Väterbeteiligung 
geführt.“
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Freitag, 16. 10.  

Steuerpolitischer Abend

Die Sozialistische Jugend veranstaltet mit
verschiedenen Jugendorganisationen und
Vereinen einen „Steuerpolitischen Abend“
an der Uni Graz. Nach einführenden Work-
shops mit ExpertInnen aus dem Wifo und der
Arbeiterkammer lädt die Sozialistische Ju-
gend zu einer Podiumsdiskussion zum The-
ma „Vermögenssteuern – wie weiter?“. Am
Podium diskutieren Wolfgang Moitzi (SJÖ),
Otto Farny (AK), Kurt Flecker (SPÖ), Chris-
topher Drexler (ÖVP), Gabriele Michalitsch
(Wifo) und Petra Ziegler (Attac).
Nähere Informationen unter:  www.sjoe.at
Beginn: 17.00 Uhr
Universität Graz
Hörsaal 15.04
Universitätsplatz 3, 8010 Graz

Montag, 19. 10.

Verteilungsgerechtigkeit – 
Österreich auf dem Prüfstand

Eine aktuelle Studie des Wirtschaftsfor-

schungsinstituts hat die Entwicklung der 
Verteilungswirkungen der wesentlichen Ein-
nahmen und Ausgaben der öffentlichen
Haushalte seit Mitte der 90er Jahre analysiert.
Im Rahme der von der Kammer für Arbeiter
und Angestellte für Wien veranstalteten 
Konferenz werden die Ergebnisse dieser 
Studie präsentiert. Nach der Eröffnung durch
den Präsidenten der Arbeiterkammer Wien,
Herbert Tumpel, diskutieren namhafte Ex -
pertInnen über die aus den Ergebnissen der 
Studie resultierenden Erkenntnisse und die
politischen Handlungsmöglichkeiten.
Beginn: 10.00 Uhr
Eintritt frei
AK Bildungszentrum
Großer Saal
Theresianumgasse 16-18, 1040 Wien

Bildungspolitik in Österreich

Die Bundesministerin für Unterricht, Kunst
und Kultur, Claudia Schmied, referiert und
stellt sich den Fragen zu zeitgemäßer schu-
lischer Bildung und den Herausforderun-
gen, denen sich moderne Schulpolitik stel-
len muss. Die Veranstaltung findet in den
Räumlichkeiten des österreichischen Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsmuseums statt.
Nach der Veranstaltung gibt’s Brötchen 
und Getränke. Weiter Informationen unter:
www.wirtschaftsmuseum.at
oder unter: Tel.: 01/545 25 51
Beginn: 17.00 Uhr 
Eintritt frei
Wirtschaftsmuseum
Vogelsanggasse 36, 1050 Wien

Sozialpolitik in Österreich

Über den Zusammenhang  österreichischer

Sozialpolitik und sozialem Frieden referiert
Rudolf Hundstorfer, Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,
am Montag im österreichischen Gesell-
schafts- und Wirtschaftsmuseum. Ohne 
die österreichische Sozialpolitik wäre die
Armutsgefährdung im Lande dreimal höher
als sie tatsächlich ist. Sie ist somit maß-
geblich für den sozialen Frieden im Lande
verantwortlich. Weiter Informationen unter:
www.wirtschaftsmuseum.at
oder unter: Tel.: 01/545 25 51
Beginn: 19.00 Uhr 
Eintritt frei
Wirtschaftsmuseum
Vogelsanggasse 36
1050 Wien

Dienstag, 20. 10.

„Links und libertär?“

Im Rahmen der Reihe „Genial dagegen“ lädt
das Bruno Kreisky Forum für internationalen
Dialog zum Vortrag von Klaus Lederer, Vor-
sitzender des Berliner Landesverbands der
Partei DIE LINKE. Die Veranstaltung von und
mit Robert Misik findet in Partnerschaft mit
der Stadtzeitung FALTER statt. Im Zentrum
steht die Frage „Warum die Linke mit der in-
dividuellen Freiheit hadert“. Lederers Lan-
despartei bildet seit 2001 mit der SPD die
Berliner Regierung unter Oberbürgermeister
Klaus Wowereit. Weitere Informationen: 
Tel.: 01/318 82 60/20
Beginn: 19.00 Uhr 
Eintritt frei
Bruno Kreisky Forum 
für internationalen Dialog
Armbrustergasse 15
1190 Wien
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Sozialdemokratische BloggerInnen

Seit rund zwei Jahren präsentiert 
die SPÖ auf  www.redblogs.at die 
aktuellsten Beiträge aus den Weblogs
zahlreicher SPÖ-PolitikerInnen aus 
Regional-, Bundes-, und Europapolitik.
Durch die bunte Mischung von 
interessanten  Persönlichkeiten bietet
die Seite einen lesenswerten Mix 
von Artikeln zu den verschiedensten
Themenbereichen der Gesellschaft 

aus der persönlichen Perspektive der
Verfasser Innen. 

Kürzlich wurde die beliebte SPÖ-
Blogübersicht umfassend überarbeitet
und präsentiert sich seither in einem
modernen, funktionellen Design. Auch
die Liste der AutorInnen wurde ergänzt.
Prominentester „Neuzugang“ ist der
Weblog von Frauenministerin Gabriele
Heinisch-Hosek. ◆



BLITZLICHTER

IFRA Expo 2009
Die IFRA Expo ist weltweit

wichtigster Treffpunkt 
der Zeitungs- und Medien -

industrie.  Prominenz aus
dem Verlagswesen und 

Journalismus gaben sich in
Wien ein Stelldichein. Die
Veranstaltung wurde vom

Staatssekretär für Medien,
Josef Ostermayer, eröffnet.

Mädchen & Technik
Burgenlands Landesrätin Verena Dunst besuchte
die „Berufsfindungswoche für Mädchen“. 
Mädchen zwischen 12 und 14 Jahren hatten im
Rahmen dieser Veranstaltung die Möglichkeit
technische, mechanische und elektronische
Dinge auszuprobieren und sich für technische
Berufe zu informieren.

Käfigmeisterschaft 
in Wien

Über 80 Teams nahmen 
bei der „1. Wiener

Käfigmeisterschaft“ teil. 
In Käfigfußball, Streetball

& Beach Volleyball ermittelten
über 350 SportlerInnen ihre

Meister. Die Siegerehrung
nahmen SPÖ-Bundesge-

schäftsführerin Laura Rudas
und der Wiener Stadtrat 
Christian Oxonitsch vor. 
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